
Erarbeitung eines neuen Landesentwicklungsplans für Nordrhein-Westfalen 
 
Begründung 
 
Inhalt 
 
Der vorliegende Entwurf für einen neuen Landesentwicklungsplan soll den seit 1995 
gültigen Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW '95), den Landes-
entwicklungsplan IV 'Schutz vor Fluglärm' und das am 31.12.2011 ausgelaufene 
Landesentwicklungsprogramm (LEPro) ersetzen.  
Außerdem sind die Ziele, Grundsätze und diesen zugeordneten Erläuterungen des 
separat erarbeiteten sachlichen Teilplans Großflächiger Einzelhandel als Kapitel 6.5 
in den Entwurf des neuen LEP NRW eingestellt. Davon unberührt sollen die Rege-
lungen zum großflächigen Einzelhandel zunächst als sachlicher Teilplan gelten und 
erst bei Aufstellung des neuen LEP NRW in dessen Rechtswirkung integriert werden.  
 
 
Damit werden auf Landesebene alle raumordnerischen Ziele in einem Instrument 
gebündelt und somit das System der räumlichen Planung in Nordrhein-Westfalen 
vereinfacht. Diese Bündelung entspricht auch der Vorgabe des § 8 Abs.1 Raumord-
nungsgesetz (ROG), nach der im Regelfall in den Ländern ein Raumordnungsplan 
für das Landesgebiet (landesweiter Raumordnungsplan) aufzustellen ist. 
 
Festlegungen in Raumordnungsplänen sind nach § 7 Abs. 1 ROG für einen regel-
mäßig mittelfristigen Zeitraum zu treffen; insofern bedurften die bisher geltenden 
Landesentwicklungspläne einer Überprüfung. 
 
Der Entwurf des neuen LEP NRW berücksichtigt veränderte Rahmenbedingungen 
der Raumentwicklung - insbesondere den demographischen Wandel, die fortschrei-
tende Globalisierung der Wirtschaft und den erwarteten Klimawandel - sowie die von 
der Ministerkonferenz für Raumordnung aufgestellten Leitbilder für die Raument-
wicklung in Deutschland. Er enthält dementsprechend u.a. neue Festlegungen zur 
flächensparenden Siedlungsentwicklung, zum Klimaschutz, zur Nutzung erneuer-
barer Energien und zur Kulturlandschaftsentwicklung. 
 
Außerdem muss der neue LEP NRW geänderten Rechtsgrundlagen und Anforde-
rungen der neueren Rechtsprechung gerecht werden – er muss hierzu u.a. die im 
ROG neugefassten Grundsätze der Raumordnung berücksichtigen und konkretisie-
ren, Ziele und Grundsätze der Raumordnung unterscheiden und kennzeichnen, 
muss neu definierte Gebietskategorien (Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete) 
berücksichtigen und zeichnerische Darstellungen im Maßstab nicht größer als 
1:300.000 vornehmen.  
 
Umweltbericht 
 
Gemäß § 12 Abs. 4 Landesplanungsgesetz (LPlG) in Verbindung mit § 9 ROG wurde 
für den vorliegenden Entwurf eines neuen Landesentwicklungsplans ein Umweltbe-
richt erarbeitet. Der Umweltbericht kommt zusammengefasst zu dem Ergebnis, dass 
der neue LEP NRW den Regionalplänen insgesamt ein weitreichendes und ausdiffer-
enziertes Instrumentarium für den Schutz und die Entwicklung der Umwelt eröffnet, 
welches deutliche positive Umweltauswirkungen erwarten lässt. Einschränkend wird 



darauf hingewiesen, dass bei der Konkretisierung von Festlegungen des neuen LEP 
auf nachfolgenden Planungsebenen im Einzelfall belastende Umweltauswirkungen 
auftreten können, die bei der jeweiligen Planung berücksichtigt werden müssen. 
Beim Standort für flächenintensive Großvorhaben 'Datteln-Waltrop' und bei einigen 
im LEP optional gesicherten Talsperrenstandorten betrifft dies auch Auswirkungen 
auf FFH-Gebiete (vgl. Umweltbericht Kap. 2.3.2 und 2.4). 
 
Erhebliche Umweltauswirkungen, die grenzüberschreitend auf benachbarte Staaten 
oder Bundesländer wirken können, wurden für die abstrakt-programmatisch festge-
legten Ziele und Grundsätze des neuen LEP NRW und für die geprüften standortbe-
zogenen Festlegungen auf Ebene des LEP nicht festgestellt oder prognostiziert; 
auch dies mit der Einschränkung, dass für die Konkretisierung auf nachfolgenden 
Planungsebenen nicht auszuschließen ist, dass im Einzelfall erhebliche, auch be-
lastende, grenzüberschreitende Umweltauswirkungen auftreten können. Deren Be-
rücksichtigung muss im Rahmen der jeweiligen Planung auf Grundlage der hierfür 
maßgeblichen rechtlichen Grundlagen erfolgen (vgl. Umweltbericht Kap. 2.3.3). 
 
Verfahren  
 
Das Verfahren zur Aufstellung des neuen LEP NRW ist in § 10 ROG i. V. m. §§ 13 
und 17 LPlG geregelt. Nach § 10 Abs. 1 ROG sind die Öffentlichkeit sowie die in ih-
ren Belangen berührten öffentlichen Stellen von der Aufstellung des Raumordnungs-
plans zu unterrichten; ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des 
Raumordnungsplans und seiner Begründung zu geben.  
Des Weiteren erfolgt mit den an Nordrhein-Westfalen angrenzenden Staaten und 
Nachbarländern eine grenzüberschreitende Abstimmung gemäß § 7 Abs. 3 ROG. 
 
An das Beteiligungsverfahren wird sich die Auswertung der eingegangenen Stellung-
nahmen anschließen. 
 
Nach Durchführung des Aufstellungsverfahrens wird die Landesregierung gemäß 
§ 17 Abs. 1 LPlG dem Landtag den Planentwurf mit einem Bericht über das Aufstel-
lungsverfahren zuleiten. Der Landesentwicklungsplan wird von der Landesregierung 
mit Zustimmung des Landtags als Rechtsverordnung beschlossen (§ 17 Abs. 2 
LPlG). 
 
Danach wird der neue LEP NRW im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen bekannt gemacht und damit rechtswirksam. 
 


